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Betrifft: Schaffung einer europäischen Ratingagentur

Um eine größtmögliche Glaubwürdigkeit, Transparenz und Unabhängigkeit der Ratingagenturen zu 
garantieren, beabsichtigt die Kommission die Überarbeitung des derzeitig gültigen Rechtsrahmens 
und hat dazu am 15. November 2011 eine Änderung der Richtlinie 2009/65/EG zur Koordinierung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften betreffend bestimmte Organismen für gemeinsame Anlagen in 
Wertpapieren (OGAW) und der Richtlinie 2011/61/EU über die Verwalter alternativer Investmentfonds 
im Hinblick auf das übermäßige Vertrauen in das Kreditrating sowie der Verordnung (EG) Nr. 
1060/2009 über Ratingagenturen vorgeschlagen.

Zweck dieser vorgeschlagenen Änderungen ist es auch sicherzustellen, dass es bei den 
Ratingagenturen keine Interessenskonflikte gibt, damit eine absolute Unparteilichkeit der 
abgegebenen Bewertungen garantiert ist. Diese Garantie ist insbesondere angesichts der 
schwierigen Wirtschafts- und Finanzsituation unerlässlich.

Ferner sollten Regeln hinsichtlich der Unvereinbarkeit einer Beratungsaktivität zugunsten von 
Banken, Investmentfonds und/oder anderen Finanzgesellschaften und der Bewertung von 
öffentlichen Rechtssubjekten definiert werden.

Zu diesem Zweck hat das Europäische Parlament mit seiner Entschließung vom 8. Juni 2011 über 
Ratingagenturen einen Antrag auf Überprüfung und Bewertung der Möglichkeit zur Schaffung einer 
europäischen Ratingagentur gestellt.
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Kann die Kommission angesichts dieser Ausführungen mitteilen:

1. ob sie die Schaffung einer europäischen Ratingagentur befürwortet;

2. ob eine Durchführbarkeitsstudie hinsichtlich der Schaffung einer solchen Agentur im Gange ist, 
wie vom Europäischen Parlament beantragt?


